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KOMMENTAR

Nicht die Kaltmieten 
sind das Problem, 
sondern die 
Nebenkosten
Warum nicht einfach die 
Grundsteuer abschaffen?

Von Lars Eichert, 
Landesvorsitzender Haus & Grund Brandenburg
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Mieterhöhungsmöglichkeiten
in

Die Fakten
Ein Leitfaden für Praktiker – Vermieter und 
Hausverwalter –, die in Potsdam und Um-
gebung eine Mieterhöhung gemäß § 558 
BGB, also unter Hinweis auf die gestiegene 
sog. ortsübliche Vergleichsmiete vornehmen 
wollen. Alles, was zur „Mechanik“ des § 558 
BGB gesagt wird, gilt auch für andere Ge-
meinden, gleichgültig, ob dort ein Mietspiegel 
existiert oder auf andere Begründungsmittel 
(Vergleichswohnungen, Gutachten) zurück-
gegriffen werden muss. Dies gilt insbesondere 
für die Checkliste zur Mieterhöhung und die 
Berechnungs- und Fallbeispiele. Da Potsdam 
und Berlin im gleichen Verfl echtungsraum 
liegen, sind viele Verwalter den Umgang mit 
dem Berliner Mietspiegel gewohnt. Deshalb 
wird auch auf unterschiedliche Regelungen 
beider Mietspiegel hingewiesen.  

Der Schwerpunkt der Darstellung liegt im 
Bereich der Spanneneinordnung, da hier wirt-
schaftliches Potential, das richtig genutzt sein 
will, besteht.

Da etliche Mietspiegel veraltet sind oder im 
Ein- und Zweifamilienhausbereich keine aus-
reichenden Mieterhöhungen erlauben und 
viele Gemeinden nicht über einen Mietspie-
gel verfügen, werden die Möglichkeiten zur 
Begründung von Mieterhöhungen mit drei 
Vergleichsmieten und die immer noch unter-
schätzten Möglichkeiten der sog. Indexmiete, 
die seit 2001 vereinbart werden kann, erläutert.

Ein Katalog von mehr als 60 typischen Fall-
beispielen rundet die Darstellung ab.

Klassisches DIN A5 Format. 114 Seiten.

Niedriger Preis
Mieterhöhungsmöglichkeiten in Potsdam und 
Umgebung, durch Benennung von Vergleichs-
wohnungen; Indexmieterhöhung; Fallbeispiele, 
Formularmuster, Musterschreiben, aktuelle Über-
sicht über Mietspiegel im Land Brandenburg. Von 
RA Gunter Knierim, Vorsitzender von Haus & 
Grund Potsdam und Umgebung e. V.
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Potsdam und Brandenburg Das Institut der Deutschen Wirtschaft in Köln (IW) hat in einer 
Ende Dezember 2018 veröffentlichten Studie die Wohnkos-
ten und Einkommen der Jahre 2013 und 2017 verglichen. 
In allen Landkreisen und den kreisfreien Städten im Land 
Brandenburg konnte man sich ausweislich dieser Studie im 
Jahr 2017 mehr Wohnraum leisten als 2013. Die Diskussion 
um die steigenden Mieten und bezahlbaren Wohnraum 
müsste damit eigentlich eine andere Wendung bekommen, 
denn es stimmt augenscheinlich nicht, was immer wieder 
von der Politik behauptet wird. 
Die Kaltmieten der Bestandswohnungen sind in den vergan-
genen Jahren nicht in einem solchen Maße gestiegen, dass 
gesetzliche Eingriffe in den Markt wie durch Mietpreisbremse 
oder Kappungsgrenze erforderlich wären.
Bekanntlich verkaufen sich schlechte Nachrichten aber bes-
ser als die guten Nachrichten. Kein Wunder also, dass mehr 
über steigende Mieten geschrieben wird. Bei den Mieten der 
Neubauten ist das aufgrund steigender Baupreise, höheren 
energetischen Anforderungen und gestiegenen Grund-
stückspreisen leider auch der Fall. Wenn dann zusätzlich 
nicht ausreichend gebaut wird und eine große Nachfrage 
auf dem Wohnungsmarkt herrscht, sind die günstigen Woh-
nungen auch meist schnell vermietet. Inseriert werden dann 
nur noch die teuren Wohnungen, die nicht so schnell einen 
Mieter finden. Kein Wunder, wenn die Wahrnehmung in der 
Öffentlichkeit dann die von überdurchschnittlich steigenden 
Mieten ist. Für den überwiegenden Teil des Wohnungsmark-
tes stimmt diese Wahrnehmung jedoch nicht.
Statt über gesetzliche Preisregulierungen wie Mietpreis-
bremse oder Kappungsgrenze den Wohnungsmarkt für 
die Bestandswohnungen weiter zu regulieren, müsste die 
Politik sich daher vielmehr damit auseinandersetzen, wie sie 
die Preissteigerung bei Neubauten wieder einfangen kann. 
Weiter wäre es erforderlich, die Preissteigerungen für die 
Wohnnebenkosten wie beispielsweise Müllbeseitigung, 
Wasserver- und Abwasserentsorgung, Heizung, Strom oder 
Grundsteuer deutlich zu bremsen, denn die Kosten dafür sind 
in den letzten Jahren deutlich stärker angestiegen als die 
Kaltmieten. Hier macht sich die Politik aber nicht für Kosten-
senkungen stark. Sparen geht besser auf Kosten anderer. Bei 
den öffentlichen Abgaben wird dann doch lieber noch was 
draufgelegt, wie die aktuelle Diskussion um die Grundsteuer 
zeigt, wo die politisch Verantwortlichen sich beharrlich gegen 
eine günstigere und einfachere Variante sperren. 
Noch besser wäre es, wenn mit der Abschaffung der Grund-
steuer die Wohnkosten für alle Mieter und Selbstnutzer spür-
bar gesenkt würden. Der Mut zu solchen Entscheidungen 
fehlt aber anscheinend in der Politik.


